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e .^Nachschlagewerk: ja

Amtliche Sammlung: nein 2338 039
BGB §§ 242 Cc, 558

Der Anspruch des Mieters auf Ersatz von Verwendungen kann 
trotz der kurzen Verjährungsfrist des § 558 BGB verwirkt 
werden, wenn der Mieter eine ungebührlich lange Zeit ver­
streichen läßt, ehe er mit seinem Anspruch hervortritto

Ge schüft sraummi et enG v» 25 * Juni 1952, BGBl I 338, §§ 8, 1«5 
Abs»2$ BGB § 558
Vereinbaren bei einem Mietverhältnis über Geschäftsraum der 
Mieter und der Vermieter in einem Rechtsstreit über den 
Widerruf einer Kündigung, daß das Mi et Verhältnis zu einem 
bestimmten Termin beendigt sein solle, so kann, darin die 
Erklärung des Widerrufs der Kündigung durch den Vermieter 
für die bis zu dem Termin verflossene Zeit erblickt wer­
den und dazu führen, daß das MietVerhältnis bis dahin als 
fortgesetzt gilt und von dem Termin an die Verjährungs- 
frist für den Anspruch des Mieters auf Ersatz von Verwen­
dungen zu laufen beginnt»

BGH, Urt. v. 12. Mai 1959 - VIII ZR .£3/58 - QBG Düsseldorfi *
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I VIII ZB 43/58
Verkündet an 12. Mai 1959 

Justizobersekretar 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

tt

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

1) des Josef I)
2) der Frau Käthe

y xjwatraße
gebo D A i n

als Testamentsvollstrecker für den Nachlaß der am 27* Mai 1939 
verstorbenen Witwe Jakob

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionskläger,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«

gegen
den Licht Spielunternehmer Josef K r in

A^HBistraße gH 
Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Pro

hat der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 120 Mai 1959 unter Mitwirkung der Bundes­
richter DroGelhaar, Artl, DroDorschel, DroMezger und Dr«Messner

• t *für Recht erkannt: t

Auf die rtevision der Beklagten wird das Urteil des 
10o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf 
vom 20o Dezember 1957 aufgehoben«
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen? 
dem auch die Entscheidung Uber die Kosten der Revi­
sion übertragen wird«
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Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger hat am 4. Dezember 1937 Räume auf dem 
Grundstück B^^straße zum Betriebe ei­
nes Lichtspieltheaters gemietet. Der Mietzins betrug an­
fänglich 650 HM monatlich und wurde im Jahre 1946 auf 
1000 RM erhöht« Das Grundstück war Eigentum der am 27«Mai 
1939 verstorbenen Witwe D^pL Die Beklagten sind die Te­
stamentsvollstrecker für ihren Nachlaß« Das Gebäude, in 
dem sich das Kino befindet, wurde am 23« Juni 1943 durch 
Bomben stark beschädigt und brannte aus« D er Kläger ließ 
in der Folgezeit Wiederherstellungsarbeiten ausführen 
und betrieb das Kino alsdann weiter«

Die Beklagten erhoben, nachdem sie das Vertragsver­
hältnis mit Schreiben vom 28« Dezember 1951 gekündigt hat­
ten, Klage auf Räumung (.Akten 2 MC 291/52 des Amtsgerichts 
Mülhein/Ruhr) o Der Kläger, damaliger Beklagter, verlangte 
auf Grund des Geschäftsrauromietengesetzes mit der Wider­
klage Widerruf der Kündigung« Im Verhandlungstermin vom 
23« August 1956 vor dem Landgericht Duisburg erkannte er 
den Klageanspruch auf sofortige Räumung an und nahm im 
Einverständnis der damaligen Kläger die Widerklage zurück« 
Er wurde durch Urteil des Landgerichts vom 6« September 
1956 seinem Anerkenntnis gemäß zur Räumung verurteilt«

Im vorliegenden Rechtsstreit verlangt der Kläger 
mit der am 27o Dezember 1956 bei dem Landgericht einge­
gangenen Klage Ersatz der Aufwendungen, die er für die 
Wiederherstellung und- Instandsetzung der Kinoräume gemacht 
haben will« Er begehrt die Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung eines vom Gericht festzusetzenden, mindestens aber 
auf 20 000 DM zu bemOssenden Betrages«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, da der 
Anspruch des Klägers verjährt sei« Das Berufungsgericht 
hat den Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


erklärt und die Sache zur Verhandlung und Entscheidung 
über die Höhe an das Landgericht zurückverwiesen*

Mit der Revision erstreben die Beklagten die Abwei­
sung der Klage* Der Kläger beantragt, die Revision zu­
rückzuweisen »

Ent scheidungsgründe:

I*
*

1* Das Berufungsgericht führt aus» wenn auch bei dem 
gegenwärtigen Stand des Rechtsstreits eine auch nur an­
nähernde Beurteilung der Höhe des Ersatzanspruchs nicht 
möglich sei,, so er gäben doch bereits jetzt das in dem 
Räumungsrechtsstreit erstattete Gutachten des Regie­
rungsbaumeisters E f l M B v o m  28o April 1953 und das Gut­
achten des Wirtschaftsverbandes der Filmindustrie vom 
18* Februar 1954, daß der Kläger zur Beseitigung von 
Kriegsschäden notwendige Verwendungen auf die Mieträume 
gemacht habe, zu deren Ersatz die Beklagten gemäß § 547 
BGB verpflichtet seien, falls die Verjährung oder die 
Verwirkung nicht durchgreife, und zwar auch dann, wenn 
die Arbeiten ohne baupolizeiliche Genehmigung ausgeführt 
sein sollten, da sie etwa zehn Jahre lang dem Grundstück 
zugutegekommen seien* : /

t
2. Das Berufungsgericht durfte ein Grundurteil nach 
§ 504 ZPO nur erlassen, wenn sich eine hohe Wahrschein­
lichkeit dafür ergeben hatte, daß aüch bei Berücksich­
tigung der Einwendungen der Beklagten eine Forderung zu­
gunsten des Klägers verbleiben würde. Gegen die Annahme 
des Berufungsgerichts, Ansprüche des Klägers auf Ersatz 
notwendiger Verwendungen seien begründet, wendet sich 
indessen die Revision mit Recht.»
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a) Bei Ansprüchen eines Mieters auf Ersatz von Ver­
meidungen ist zu unterscheiden zwischen den notwendigen 
Verwendungen nach § 547 Ahs.l BGB und den sonstigen Ver­
wendungen nach § 547 Abs» 2 BGB* Notwendige Verwendungen 

tsind die vom Vermieter zur Erhaltung der Sache gemachten 
Ausgaben? mithin solche Verwendungen? die zur Abwendung 
einer Gefahr für den Bestand der Mietsache oder zur Be­
seitigung von Mängeln dienen, durch welche die Mietsache 
in ihrem Bestände verschlechtert wird (BGB BGRK ll*Aufl® 
§ 547 Annul$ Boquette, Bundesmietengesetz 2«Aufl* § 19 
Annul6$ Staudinger BGB ll*Aufl„ § 547 Nr*2)*.

Darin, daß Aufwendungen, die erforderlich sind, um 
ein durch Bombenwurf stark beschädigtes Gebäude vor dem 
Verfall zu bewahren und wieder in einen Verwendungsfä- 
higen Zustand zu versetzen? notwendige Verwendungen im 
Sinne des § 547 Abs»l BGB sind? kann dem Berufungsge­
richt zwar unbedenklich gefolgt werden® Die Ersatz­
pflicht bei notwendigen Verwendungen hängt auch entge­
gen der Auffassung der Nevision nicht davon ab, ob die 
Verwendungen noch im Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung in der Tatsacheninstanz nutzbringend sind 
und zu einer Bereicherung geführt haben* Es ist daher 
unerheblich, ob die Aufbauarbeiten baupolizeilich geneh­
migt gewesen sind und ob sie nur eine behelfsmäßige 
Lösung dargestellt haben* Es ist denkbar? daß auch ein 
ohne baupolizeiliche Genehmigung durchgeführter Wieder­
aufbau? wie etwa die Bedeckung einer Ruine mit einem 
Notdach, der Erhaltung des Bebäudes gedient haben kann? 
zumal wenn der Vermieter aus kriegsbedingten Gründen 
nicht in der Lage gewesen ist, das Gebäude im alten Zu­
stand wieder aufzubauen* Weder aus dem Gutachten des 
Sachverständigen F ^ H H I v o m  28» April 1953 noch dem des 
Wirt schaffsverband es der Filmtheater vom 18* Februar 
1954 läßt sich Jedoch in irgend einer Weise entnehmen, 
welche der vom Kläger in Auftrag gegebenen Arbeiten in
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diesem Sinne notwendige Verwendungen gewesen sind. Der 
Sachverständige Fischer übernimmt nur einleitend die Be­
hauptung des Klägers, er habe die durch Kriegseinwirkung 
eingetretene Zerstörung des Kinotheaters durch Aufwen­
dungen in einer Höhe von 17 57 3 >48 RM und 35 498 716 DM 
wieder behoben, und wendet sich dann der ihm aufgegebe­
nen Feststellung der angemessenen Miete zu® Das Gutachten 
des Wirtschaftsverbandes kommt lediglich zu dem Ergebnis, 
es könne festgestellt werden, daß der dortige Beklagte, 
jetziger Kläger, zum Teil auch Investitionen aus eigenen 
Mitteln vorgenommen habe® Der Sachverständige Land sc h-̂  
NÖtzel schließlich meint in seinem Gutachten vom 15 «Juni 
1956, der Kläger habe für 15 578,21 HM und 30 351,05 DM 
nachhaltig wert steigernde Aufwendungen zur Schaffung und 
Instandsetzung der Mietsache gemacht® Das ist aber nicht 
entscheidend; denn nicht alle wertsteigernden Aufwendun­
gen sind notwendige Verwendungen* Immerhin läßt sich den 
Ausführungen des Berufungsgerichts noch entnehmen, daß es 
zu dem Ergebnis gelangt ist, die in der Aufstellung des 
Klägers enthaltenen Posten beträfen wenigstens in gewis­
sem ITmfange Arbeiten, die dazu gedient haben, das Gebäu­
de, in dem sich das Kino befindet, in seinem Bestände zu 
erhalten« Eine solche Feststellung würde an sich zum Er­
laß eines Grrnai rteils berechtigen® t  * /

Die Revision rügt aber zutreffend, das Berufungsge­
richt habe die Behauptung der Beklagten übergangen, daß 
die Beträge, die der Kläger für die zum Wiederaufbau er­
forderlichen Arbeiten auf gewendet haben will, durch das 
Kriegsschädenamt der Stadt Mülheim/Ruhr erstattet worden 
seien® Eine solche Erstattung könnte allerdings nur bis 
zur Besetzung von Mülheim durch die alliierten Truppen er­
folgt sein® Da der Kläger einen nicht unerheblichen Teil 
von Rechnungsposten aus den Jahren 1943 und 1944 geltend 
macht, wäre es nicht undenkbar, daß der behelfsmäßige 
Wiederaufbau tatsächlich bereits bei Kriegsende abgeschlos-

ft»
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sen gewesen ist und dem Kläger die dafür aufgewendeten 
Kosten ersetzt worden sind* Er hat im Räumungsrechts­
streit selbst ein Schreiben des Reichsbeauftragten für 
die deutsche Filmwirtschaft in Düsseldorf vom 12-Oktober 
1943 eingereicht, nach der die behelfsmäßige Wiederher­
stellung des Kinotheaters genehmigt und angeordnet wurde, 
mit den Arbeiten umgehend zu beginnen* Dementsprechend 
haben die Beklagten im vorliegenden Rechtsstreit behaup­
tet, die Kinoräume seien mit vom Kriegsschädenamt zur Ver­
fügung gestellten Mitteln derart wiederhergestellt worden, 
daß sich das Kino im betriebsfähigen Zustand befunden habe. 
In dem Verfahren wegen Räumung hatte das Landgericht Duis­
burg die Beiziehung der Akten des Ausgleichsamts Mülheim- 
Ruhr über eine Entschädigung für erlittene Kriegs Schäden 
zu Beweiszwecken angeordnet. Feststellungen in dieser Hin­
sich enthalten jedoch weder das Urteil des Landgerichts 
Duisburg vom 6. September 1956 noch das angefochtene Ur­
teil» Waren aber, wie für die Revisionsinstanz danach zu 
unterstellen ist, die Aufwendungen für die genehmigte be­
helfsmäßige Wiederherstellung dem Kläger bereits ersetzt 
worden, so stehen ihm möglicherweise schon aus diesem Grunde 
Erstattungsansprüche wegen notwendiger Versandungen gegen 
die Beklagte nicht mehr zu«, Ob ihm etwa die wegen erlitte­
ner Kriegssachschäden zugeflossenen Leistungen auf spätere 
Lastenausgleichsanspruche angerechnet werden (vgl» § 249 
LAG), so daß er im Ergebnis doch die Aufwendungen aus sei­
nem Vermögen erbracht hätte, ist von den Parteien nicht er­
örtert worden und daher nicht Gegenstand der Erwägungen 
des Berufungsgerichts gewesen. Die Frage, ob der Kläger 
bereits Ersatzleistungen durch das Xriegsschädenamt emp­
fangen hat, berührt daher den Grund und nicht die Höhe sei­
nes Anspruchs auf Erstattung notwendiger Verwendungen. Da 
das Berufungsgericht den Klageanspruch ausdrücklich nur 
mit Rücksicht auf notwendige Verwendungen des Klägers für 
berechtigt hält, hätte es den erwähnten Behauptungen der 
Beklagten nachgehen müssen»



b) Auch unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten 
kann das angefochtene Urteil keinen Bestand haben®

Soweit die Aufbauarbeiten nach der Besetzung durch 
die alliierten Truppen geleistet sind, könnten sie er­
forderlich gewesen sein, um die bisher notdürftig herge­
richteten Kinoräume in einen zu dem vertragsmäßigen Ge­
brauch geeigneten Zustand zu versetzen® Solche Aufwen­
dungen fallen aber nicht unter den Begriff der notwendi­
gen Verwendungen® Ihr Ersatz bestimmt sich vielmehr al­
lein nach § 538 Abs®2 BGB (BGH Urteil vom 26® September 
1958 - VIII ZR 121/57 - S.17, insoweit in MDR 1958,917 
nicht abgedruckt; RG HER 1929,1309; BGB RGRK ll®Aufl®
§ 547 Anm®l; Staudinger, BGB ll®Aufl® § 547 Hr®2) * Ein 
derartiger Anspruch des Klägers würde also voraussetzen, 
daß die Vermieter sich mit der Beseitigung der Mängel im 
Verzüge befunden hätten« In dieser Richtung fehlt es in­
dessen an jeder Feststellung des Berufungsgerichts® Auch 
eine Beurteilung, ob die Voraussetzungen gegeben sind, 
unter denen nach § 547 Abs*2 BGB Ersatz sonstiger Ver­
wendungen beansprucht werden kann, läßt der vom Beru­
fungsgericht festgestellte Sachverhalt nicht zu® Da die 
Verpflichtung zum Ersatz sonstiger Verwendungen sich nach 
den Vorschriften über die Geschäftsführung ohne Auftrag 
bestimmt, käne es insoweit darauf an, ob die Aufwendung 
von Mitteln dem Interesse und dem wirklichen oder dem 
mutmaßlichen Willen des Vermieters entsprochen hatte oder 
nicht« Im ersten Palle würde sich der Ersatz nach den 
für das Recht des Auftrages geltenden Bestimmungen der 
§§ 683, 670 BGB, im zweiten Palle nach den Vorschriften 
der §§ 684, 818 Abs®2 BGB, also nach Bereicherungsrecht 
regeln® Feststellungen in dieser Hinsicht hat das Beru­
fungsgericht aber nicht getroffen®

t

II®
Das Berufungsurteil leidet auch unter einem weite­

ren Mangel®
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Das Berufungsgericht hat eine Verwirkung des Erstat- 
tungsanspruches des Klägers deshalb verneint, weil der 
Kläger in dem Räumungsprozeß stets auf die von ihm für 
die Räume gemachten Aufwendungen hingewiesen, sein Prozeß- 
bevollmächtigter bereits mit Schreiben vom 25* Juli 1953 
die Erstattung der Aufwendungen Vorbehalten habe und es 
den Beklagten daher klar gewesen sein müsse, daß der 
Kläger, falls es zur Herausgabe der Räume gezwungen wäre, 
die Erstattung seiner Aufwendungen verlangen würde«

Diese Begründung des Berufungsgerichts hält einer 
rechtlichen Nachprüfung nicht stand, vielmehr greifen die 
auf Verletzung der §§ 286 2PQ, 242 BGB gestützten Rügen 
der Revision durch« Mit der Erwägung, daß der Kläger im 
Räumungsrechtsstreit auf seine Aufwendungen hingewiesen 
habe, wird das Berufungsgericht dem Vorbringen der Beklag­
ten nicht gerecht« Durch die "Verwirkung1* soll die treu­
widrig verspätete Geltendmachung von Rechten gegenüber dem 
Verpflichteten ausgeschlossen werden« Maßgebend ist, ob 
bei objektiver, allein an den Grundsätzen von Treu und 
Glauben aüsgerichteter Beurteilung der Verpflichtete aus 
dem Verhalten des Berechtigten entnehmen durfte, daß die­
ser sein Recht nicht mehr geltend machen werde, ob er also 
darauf vertrauen durfte, daß er mit einer Rechtsausübung 
durch den Berechtigten nicht mehr zu reĉ ftie»' brauche. Des 
weitere» ist erforderlich, daß sich der Verpflichtete mit 
Rücksicht au-J d*xs Verhalten des Berechtigten auch darauf 
eingerichtet hat, dieser werde das ihm zustehende Recht 
nicht mehr geltend machen, und daß es gerade deshalb mit 
den Grundsätzen von Treu und Glauben nicht vereinbar ist, 
t-enn der Berechtigte später doch noch mit der Geltendma­
chung des ihm zustehenden Rechtes hervortritt • Die Dei­
st ung muß also unter diesen Gesichtspunkten für den Ver­
pflichteten nicht mehr zumutbar sein (BGHZ 25,47,51)«
Das Berufungsgericht läßt es an einer Würdigung des ihm 
unterbreiteten Sachverhalts unter diesen rechtlichen Ge-



sichtspunfcten fehlen» Aus den Akten des Räumungsrechts- 
streits? die Gegenstand der Verhandlung vor dem Berufungs­
gericht* gewesen sind, ergibt sich folgendes: Der jetzige 
Kläger, dortige Beklagte, wendete ein, er könne nach § 11 
GRMG den Widerruf der Kündigung verlangen, da er einen 
erheblichen Beitrag zur Instandsetzung der gemieteten 
Räume erbracht habe. Im Schriftsatz vom 10» November 1952 
trug er vor, er habe inzwisehen eine Zusammenstellung 
seiner Ausgaben gefertigt« Biese dem Schriftsatz beige­
fügte Aufstellung über etwa 18 000 RS und 55 000 DM be­
ginnt mit einer Rechnung vom 9o September 1943 und schließt 
mit einer Rechnung vom 3« Juli 1952 ab, Die damaligen Klä­
ger traten dieser Auffassung entgegen und machten geltend, 
die zur Wiederherstellung notwendigen Ausgaben seien dem 
damaligen Beklagten durch das Kriegsschädenamt ersetzt 
worden« Bei den übrigen Arbeiten handele es sich teils 
um solche, die gegen ihren Willen’ausgeführt und nutz­
los seien, teils um solche, die sich auf den reinen Kino­
betrieb erstreckten, mit dem sie nichts zu tun hätten» In 
dem vom Berufungsgericht erwähnten Schreiben des Prozeß- 
bevollmächti'gxen des Klägers heißt es sodann:

11 Ich bemerke weiter, daß mein Mandant Wert darauf 
legt, daß ihm für den Pall eines Räumungsverglei­
ches nicht nur eine Entschädigung gezahlt wird, 
die sich auf das Inventar erstreckt, sondern auch 
die 03u-lohen Verbesserungen umfaßt, die von mei­
nem Mandanten auf seine Kosten geschaffen worden 
sind» Diese Aufwendungen sind bereits in einer mit Schriftsatz vom 10«11«1952 überreichten Aufstellung 
erfaßt wörden» Infrage kämen insbesondere die Aufwen­
dungen, die die Einbringung von Sachwerten betref­
fen, die mein Mandant gemäß § 547 BGB im Palle sei­
nes Auszuges wegzunehmen berechtigt wäre»*1

Wird nach dem Inhalt der Akten des Räumungsrechtsstreits 
zugrundegelegt, daß der Kläger den behelfsmäßigen Wie­
deraufbau der Kinoräume während des Krieges oder minde­
stens bald nach Kriegsende abgeschlossen hatte und zum 
ersten Mal im Jahre 1952 mit seinen Ersatzansprüchen her­
vorgetreten ist, so hätte er einen Zeitraum von solcher 
Dauer verstreichen lassen, daß die Möglichkeit einer Ver-
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Wirkung nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen wäre«.
Ins Gewicht könnte fallen, daß es eich insoweit um A u f­
wendungen in Reichsmark gehandelt hat und daß der Kläger, 
obwohl eine Aufrechnung nach dem Mietverträge nicht aus­
geschlossen war, seine Forderungen gegen den Mietzins 
nicht auf gerechnet hat, vielmehr, ohne seine Ansprüche 
geltend zu machen, im Jahre 1946 in eine Erhöhung des 
Mietzinses von 650 auf 1000 RI£ monatlich eingewilligt hat 
(vgl. RG JW 1934*1644; 1935*2883; KG HuW 1950,312; Soer- 
gel 8«Aufl« § 242 Anm*C II 6 a So598)« Das Berufungsge­
richt hätte daher an dem Vorbringen der Beklagten zur Ver­
wirkung, das sich in ihrem Schriftsatz vom lo Februar 1957 * 
findet, nicht Vorbeigehen dürfen« Bs hatte auch prüfen 
müssen, ob nicht, wie die Beklagten in diesem Schriftsatz 
meinen, der Kläger selbst noch im Räumungsrechtsstreit 
davon ausgegangen ist, daß er die Aufwendungen gemacht 
habe, ohne für sie Ersatz beanspruchen zu wollen« So hat 
er dort im Schriftsatz vom 9® November 1956 angeführt, er 
hätte selbstverständlich keine Arbeiten ausführen lassen, 
die "sein Geld" gekostet hätten, wenn sie nicht für die 
notwendige Ausstattung unvermeidbar gewesen wären« Sein 
Vortrag in jenem Rechtsstreit könnte danach möglicher­
weise so verstanden werden, daß er den Widerruf der Kün­
digung verlange, weil er durch ersatzlose Investition
eigener Mittel die Mieträume instandgeeetzt habe« Da die

♦

Frage der Verwirkung sich nach den Grundsätzen von Treu 
und Glauben beurteilt, wird das Berufungsgericht auch zu 
prüfen haben, ob eine Übernahme der Instandsetzungsar­
beiten auf eigene Kosten etwa deshalb wirtschaftlich ge­
rechtfertigt und sinnvoll erscheinen mußte, weil der ver­
einbarte Mietzins besonders niedrig war, und ob beide Par­
teien aus diesem Grunde stillschweigend davon ausgegangen 
sind, daß der Kläger diese Ausgaben trage« Dabei könnte 
auch von Bedeutung sein, ob der Kläger die Aufwendungen 
für die Wiederherstellung in seinen Bilanzen und geschäft­
lichen Planungen sowie in steuerlicher Beziehung nicht



schön längst als ersätzlos erwachsene Geschäftsunkosten 
abgeschrieben hatte0 Bas Schreiben seines Prozeßbevoll­
mächtigten vom 25° Juli 1955? auf das das Berufüngsge- 
-rieht sich bezieht? braucht dem allem nicht entgegenzu- .
, stehen«. Der-Anspruch auf Entschädigung wird für den Pall 
eines Räumungsvergleiches gestellt und soll sich insbe­
sondere auf 'Aufwendungen für'eingebrächte Sachwerte be­
ziehen? die der Kläger gemäß ,§ 547 BGB im Palle das Aus­
zuges wegzunehmen berechtigt wäre« Solche* Einrichtungen? 
mit denen'der - Mieter'die Mietsache versehen-hat, sind 
aber nicht mit 'den notwendigen und sonstigen Perwehdun­
gen wesensgleiche Unter all diesen Gesichtspunkten wäre 
im übrigen auch eine Prüfung notwendig gewesen?’ob etwa . : 
der Klager-sogar den Willen gehabt hat«, auf etwaige Er­
satzansprüche zu verzichten (vgl„ BGHZ 25?*47*52)0

Die Revision hat schließlich -die Präge aufgeworfen? 
ob ein Anspruch verwirkt werden könne* bevor er verjährt . 
sei* Dabei verkennt die Revision das Wesen der Verwirkungo 
Während bei der Verjährung allein der gesetzlich bestimmte 
2eitablauf entscheidet? spielt der von Pall zu/Pall ver­
schiedene Z eitablauf -bei der Perwirkung zwar eine wesent-- 
liche Rolle? ist aber nur ein fatbestandsmefkmal? zu. dem 
weitere Umstände hinzutreteh müsseh? um das.-Verhalten des 
Berechtigten als Rechts mißbrauch erscheinet, zu lasseno 
Sind solche Umstände gegeben? so kann sehr wohl Perwirkung 
vor Ablauf der Perjäbrungsfrist, eintretenQ Darin liegt so­
gar die Hauptbedeutung der Perwirlmhgo Richtig ist aller­
dings?' daß? je kürzer die Perjahrungsfrist'ist? desto sel­
tener Raum für die Anwendung der Perwirkung sein wird / 
'(ßoergel? BGB? 8oAufio\§ 242 AnnuO’II 3 b$ Siebert? 
Perwirkung und Unzulässigkeit der Rechtsausubung,; 1934 
.So 180) o Die Verjährungsfrist für Ansprüche des Mieters 
auf Ersatz von Verwendungen? die-nach'§ 558 BGB sechs 
Monate beträgt? ist zwar kurz« Ihre Besonderheit liegt
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aber darin, daß sie erst mit der Beendigung des Mietver­
hältnisses beginnt, so daß bei einem HietVerhältnis von 
langer Bauer der lauf der Verjährungsfrist möglicherwei­
se erst geraume Zeit, nachdem der Mieter die Aufwendungen 
gemacht hat, einsetzt ® Bie Kürze der Verjährungsfrist 
schließt daher die Anwendung der Verwirkungsgrundsätze 
für den Pall nicht aus, daß der Mieter eine ungebührlich 
lange Zeit verstreichen läßt, ehe er mit seinen Erstat­
tungsansprüchen hervortritt 0

Illo
Bas vom Berufungsgericht erlassene Urteil kann daher 

keinen Bestand haben«, Ber Senat ist aber entgegen der An­
sicht der Revision an einer eigenen Sachentscheidung ge­
hindert o Bie Klage ist nicht abweisungsreif, denn die vom 
Beklagten erhobene Einrede der Verjährung hat das Beru­
fungsgericht ohne Rechtsirrtum für nicht begründet ge­
halten®

Bas Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, daß 
sämtliche Ansprüche eines Mieters auf Ersatz von Verwen­
dungen, mögen sie auf den Bestimmungen des Mietrechts, 
der Geschäftsführung ohne Auftrag oder der ungerechtf er- 
tigten Bereicherung beruhen, nach § 558 BGB in sechs Monaten 
verjähren (vgl® hinsichtlich der Ansprüche des Vermieters 
BGH Urteil vom 28o Mai 1957 - VIII ZR 205/56 - NJW 1957, 
1436) o Bern Berufungsgericht ist auch darin beizutre’ten, 
daß die Verjährung mit der rechtlichen Beendigung des 
Mi et Verhältnisses und nicht etwa mit seinem tatsächli­
chen Ende beginnt®

Bas Berufungsgericht ist der Auffassung, die Verjäh­
rungsfrist von sechs Monaten sei bei Einreichung der Kla­
ge am 27o Bezember 1956 noch nicht abgelaufen gewesen;

' denn das Mietverhältnis zwischen den Parteien sei nach



dem Verlaufe, den der Räumungsrechtsstreit genommen habe, 
erst am 30* Juni 1956 beendet worden® Es handelt sich da­
bei um die Beurteilung folgenden Sachverhalts? Die jetzigen 
Beklagten, damaligen Kläger, hatten das Miet Verhältnis zum 
lo Juli 1952 gekündigt* In der mündlichen Verhandlung auf 
die Berufung gegen das die Räumungsklage abweisende Urteil 
des Amtsgerichts vor dem Landgericht in Duisburg vom 
3® November 1955 stellten sie mit Rücksicht auf die Be­
stimmungen des Geschäftsraummietengesetzes den Antrag, den 
Beklagten, jetzigen Kläger, zur sofortigen Räumung, hilfs­
weise zur Räumung zum 1® Januar 1956, spätestens zum 
31® März 1956 zu verurteilen® Der Beklagte stellte den 
Antrag aus seinem Schilftsatz vom 13® September 1955® In 
diesem wurde beantragt, die Berufung zuxückzuweisen, so­
weit sofortige Räumung verlangt werde® Soweit die Kläger 
die Räumung zum 31® März 1956 forderten, wurde der Anspruch 
anerkannt* In der Begründung hierzu heißt es, der Hilfs­
antrag der Kläger auf Räumung des Licht spielt heat era zum 
31 o März 1956 erscheine gerechtfertigt unter der Voraus­
setzung, daß das Geschäftsraummietengesetz und das Ergän­
zungsgesetz vom 24* Dezember 1954 keine zeitliche Ausdeh­
nung erführen® Da eine solche Ausdehnung durch den Gesetz­
geber bisher nicht verkündet worden sei, sehe sich der Be­
klagte im Hinblick auf die derzeitige Rechtslage veran­
laßt, den gegnerischen Hilfsantrag anzuerkennen ® Bin An­
erkennt »isurt eil erging jedoch nicht® Mit Schriftsatz vom 
6® Dezember 1955 erklärte der Beklagte mit Rücksicht auf 
eine nunmehr erfolgte Verlängerung des Geschäftsraunnnio- 
tengesetzes bis zum 31® £ärz 1956, bei dieser Rechtslage 
komme eine Kündigung des Vertragsverhältnisses zwischen 
den Parteien frühestens zum 30® Juni 1956 in Betracht, 
vorausgesetzt, daß das Gesetz nicht noch eine weitere Ver­
längerung erfahre® Im Schriftsatz vom 27® Juni 1956 führ­
ten die Kläger an, die Kündigung sei spätestens zum 
30o Juni 1956 wirksam geworden® Der Kläger habe im Ver­
laufe des Prozesses die Rechtmäßigkeit der Kündigung zu

*% .J ä♦



diesem Zeitpunkt anerkannt« Es werde daher ohne Rücksicht 
auf das bisherige Vorbringen der Parteien möglich sein, 
au einer Entscheidung im Sinne der Kläger zu kommen« Im 
Termin vom 23« August 1956 erkannte der Beklagte unter 
Verwahrung gegen die Kostenlast den Klageanspruch an und 
nahm die Widerklage auf Widerruf der Kündigung im Einver­
ständnis mit den Klägern zurück« Bas Landgericht erließt 
hierauf am 6« September 1956 ein entsprechendes Anerkennt­
nisurteil«

Bas Berufungsgericht läßt dahingestellt t ob der Klä­
ger, damaliger Beklagter, im Termin vom 3* November 1955 
eine Räumungspflicht sum 31 * März 1956 in prozessual wirk­
samer Form anerkannt habe» Es meint, ein prozessuales An­
erkenntnis würde kein Anerkenntnis der sachlichrechtliohen 
Berechtigung der Kündigung enthalten haben« Auch sei die 
Erklärung des Klägers durch das (resetz zur Änderung des 
Geschäftsraummietengesetzes und des Mieterschutzgesetzes 
vom 25« Dezember 1955 (BGBl I 866) überholt gewesen« Zu­
dem habe der Kläger ersichtlich das Anerkenntnis ausdrück­
lich unter der Voraussetzung erklärt, daß das Geschäftsraum- 
mietengesetz Keine zeitliche Änderung erfahren wurde« Nach 
den Schriftsätzen des Klägers vom 6» Dezember 1955 und der 
Äußerung der Beklagten in ihrem Schriftsatz vom 27« Juni 1956 
in Verbindung mit den Vorgängen im permit vöm 23« August 
1956 müsse oavon ausgegangen werden, daß die Parteien die 
Wirksamkeit der Kündigung zum 51« März 1956 bezw. die Be­
rechtigung des Widerrufsverlangens des Klägers hätten da­
hingestellt sein lassen wollen und, um zu einer billigen 
und schnellen Entscheidung zu gelangen, eine Beendigung 
des Mietverhälinieaes »um 30« Juni 1956 unter Verzicht auf 
etwaige Rechte aus früheren Kündigungen vereinbart hätten«

Gegen die aus den GrUnden des Berufungsurteils er­
sichtliche Auffassung, daß das Mietverhältnis während des 
Verfahrens Uber den Widerruf der Kündigung bis zu dem Zeit­
punkt fortgesetzt worden sei, zu dem der Kläger die Been-
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digung des Vertragsverhältnisses anerkannt habe, wendet 
sich die Revision nicht. Streitig zwischen den Parteien 
ist nur, ob die Beendigung zum 31. März 1956 oder zum 
3öo Juni 1956 eingetreten ist. Per Ausgangspunkt des Beru­
fungsgerichts begegnet im Ergebnis auch keinen Bedenken. Pie 
von den Beklagten erklärte Kündigung hatte allerdings nach 
§§ 5 , 6, 24 GSHM& zum erst zulässigen Zeitpunkt, dem 1. Juli 
1952, das Mietverhältnis zum Erlöschen gebracht. Ein auf 
die Bestimmungen des Geschäftsraummietengesetzes beruhender 
Widerruf der Kündigung hätte die Kündigung aber rückwir­
kend vernichtet und das MietVerhältnis hätte alsdann als 
fortgesetzt gegolten. Zu einer Verurteilung der Beklagten 
auf Widerruf der Kündigung oder zu einem mit der gleichen 
Wirkung ausgestatteten rechtskräftigen Urteil auf Abweisung 
der Räumungsklage ist es allerdings nicht gekommen. Paraus 
folgt aber nicht, daß für eine wirksame Einigung über die 
Beendigung des Mi et Verhältnisses zum 30. Juni 1956 die 
Rechtsgrundlage gefehlt hätte, weil das MietVerhältnis be­
reits zum 1. Juli 1952 beendet gewesen wäre. Per Widerruf 
wird nicht etwa durch ein Geetaltungsurtei! herbeigeführt, 
vielmehr wirkt bereits die Y/iderrufserklärung selbst rechts­
gestaltend (BGH Urteil vom 15» April 1958 - VIII ZR 161/57 - 
NJW 1958,994). Pie Widerrufserklärung hat aber eine Verur­
teilung nicht zur Voraussetzung. Sie kann auch freiwillig 
abgegeben werden, und zwar noch während eines Rechtsstreits 
(Roquette, Pie kleine Mietreform, 2.Aufl. § 15 GRMG Anm.l 
Fußnote 1 S.284). Vereinbarten im vorliegenden Pall also, 
wie das Berufungsgericht annimmt, die Parteien im Laufe des 
Rechtsstreits eine Beendigung des Miet Verhältnisses zum 
30. uunjL 1956, so lag darin gleichzeitig die Erklärung des 
Widerrufs der Kündigung für die bis dahin verflossene Zeit. 
Bamit aber galt das Mietverhältnis bis zum 30. Juni 1956 
als fortgesetzt*

Pie Revision macht indessen geltend, das Mietverhält­
nis sei zum 31. März 1956 beendet v;orden. da der Kläger 
im Räumungsrechtsstreit im fermin vom 3a Hovember 1955 für

y
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diese» Zeitpunkt seine Bäumungspflicht in sachlichrecht­
lich wirksamer Weise anerkannt habe und die dadurch einge­
tretene Beendigung nicht durch die Veränderung der Rechts­
lage habe hinausgeschoben werden können* Mit diesem Vor­
bringen kann die Revision aber keinen Erfolg haben* Die 
Beklagten können aus diesem Anerkenntnis schon deshalb kei­
ne Rechte herleiten, weil es nach der für das Revisionsge­
richt bindenden Auslegung des Berufungsgerichts nicht die 
unbedingte vertragliche Erklärung enthält, daß das Mietver­
hältnis zum 31» März 1956 endigen solle, vielmehr unter der 
auflösenden Bedingung abgegeben worden war, daß das Ge­
schäft sraummi et engeset 2 keine Verlängerung erfahre, und 
weil diese Bedingung eingetreten ist* Es kann deshalb,.da-; . 
hingeotellt bleiben,; ob nicht das Anerkenntnis? sofern es 
auf eine bedingungslose Beendigung des Mietvertrages zum 
31* März 1956 gezielt hätte, schon nach § 20 Satz 2 GRMG 
in der Passung des Gesetzes vom 25* Dezember 1955 seine 
Wirksamkeit verloren hätte, weil es sich eis eine vor dem 
1* Januar 1956 getroffene Vereinbarung über den Ablauf ei­
nes MietVerhältnisses vor dem 1« April 1956 darstellen wür­
de* Einer besonderen fristgerechten Berufung auf die ver­
änderte Rechtslage hätte es, da daB Verfahren auf Wider­
ruf der Kündigung lief, entgegen der Ansicht der Revision
nicht bedurft«, 'V✓

Wenn die Revision weiter ausführt, es komme nicht dar­
auf an, daß die Beklagten im Schriftsatz vom 27* Juni 1956 
erklärt hätten, spätestens mit dem 30* Juni 1956 sei das 
MietVerhältnis beendet, so wendet sie sich damit in unzu­
lässiger Weise gegen die Auslegung des Berufungsgerichts*
Bas Berufungsgericht sieht die Erklärung der Parteien als 
eine auf sachlichrechtlichem Gebiet liegende Einigung Uber 
die zwischen den Parteien streitige Präge der Beendigung des 
Mi et Verhältnisses an* Biese vom Berufungsgericht getroffene 
Auslegung einer Individualvereinbarung ist möglich und 
läßt einen Rechtsverstoß nicht erkennen*
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Ob, wie das Berufungsgericht meint, dem Antrag des 
Klägers auf Widerruf der Kündigung im Bäumungsr echtest reit 
hätte statt gegeben werden müssen, wenn nicht die Frist, 
binnen deren die Fortsetzung des Mi et Verhältnisses durch 
Kündigungswiderruf erreicht v/erden konnte, abgelaufen wäre, 
und ob auch deshalb das Vertragsverhältnis als erst zum 
30» Juni 1956 beendet zu gelten hat, kann unter diesen Um­
ständen dahingestellt bleiben»

IV»

Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und die 
Sache an das Berufungsgericht 'zurückzuverweisen. Dieses 
wird nunmehr über alle den Grund des Anspruches betreffen­
den Einwendungen der Beklagten zu befinden haben» Die Ent­
scheidung über die Kosten der Bevision war dem Berufungs­
gericht zu übertragen»

DroGelhaar Artl Dr»Dorschel Dr«Mezger Dr»Messner


	tt


